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RECHT 1

Kostendämpfungspauschale: ja 
Praxisgebühr: nein – wie das?
Gz. ZPD 457 / 5500 / 02139940

Widerspruch vom 05.03.2013 gegen die Beihilfefestsetzung vom 27.02.2013

Sehr geehrter Herr Riemke, 

...sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 15. Juli 2013 

und den beigefügten Antrag der SPD-Bürger-

sĐhatsfrakioŶ ǀoŵ Ϯϳ.Ϯ.ϮϬϭϯ ;Drs. ϮϬ/ϳϬϲϰͿ. 
Ebenfalls danke ich Ihnen für das Verständnis, das 

Sie ŵir gegeŶüďer aubriŶgeŶ, eiŶe ReduzieruŶg 
der KosteŶdäŵpfuŶgspausĐhale ;KdpͿ iŵ Beihilfe-

reĐht zu erǁarteŶ.
EŶtgegeŶ Ihrer AŶküŶdiguŶg, ŵir die ReĐhtslage 

erläuterŶ zu ǁolleŶ, eŶthalteŶ Ihre AusführuŶgeŶ 
jedoĐh keiŶe jurisisĐheŶ, soŶderŶ eher poliisĐh-
ǁirtsĐhatliĐhe ArguŵeŶte. Mit dieseŶ ArguŵeŶ-

teŶ ǁerde iĐh ŵiĐh iŵ WeitereŶ auseiŶaŶderset-
zeŶ.

Die SǇsteŵuŶtersĐhiede zǁisĐheŶ der Gesetz-

liĐheŶ KraŶkeŶǀersiĐheruŶg ;GKVͿ uŶd der ďeaŵ-

teŶreĐhtliĐheŶ Beihilfe siŶd ďekaŶŶt, ǁeŶŶgleiĐh 
die Beihilfe ďereits zu eiŶeŵ erheďliĐheŶ Teil aŶ 
das ReĐht der GKV aŶgegliĐheŶ ǁordeŶ ist. MaŶ 
mag das Beamtenrecht für überholt halten, gegen-

ǁärig gilt jedoĐh Art. ϯϯ Aďs. ϱ des GruŶdgesetzes 
uŶd daŵit gelteŶ die „hergeďraĐhteŶ GruŶdsätze 
des Berufsbeamtentums“. Es stellt sich bereits hier 

die Frage, ob die Einführung einer Kdp nicht gegen 

Verfassungsrecht verstößt.

Die EiŶführuŶg eiŶer Kdp ǁurde iŶ Haŵďurg da-

ŵit ďegrüŶdet, dass die Mitglieder der GKV erheď-

liĐhe )uzahluŶgeŶ, z.B. ďeiŵ Arzt uŶd )ahŶarzt, 
zu leisteŶ häteŶ. IŶsoferŶ ǁäre es Ŷur logisĐh, da 
diese )uzahluŶgeŶ iŶ der GKV zurüĐk geŶoŵŵeŶ 
ǁurdeŶ, dies auĐh iŵ BeihilfereĐht ŶaĐhzuǀollzie-

hen.

Dabei ist es für mich unerheblich, ob die Praxis-

geďühr seiŶerzeit iŵ BuŶdesreĐht ϭ:ϭ üďerŶoŵ-

ŵeŶ ǁurde oder, ǁie iŶ Haŵďurg, pausĐhaliert zur 
AŶǁeŶduŶg koŵŵt. Das ErgeďŶis ďleiďt – ǁie Sie 
selďst sĐhreiďeŶ – ǁirkuŶgsgleiĐh.

RiĐhig ist, dass die ÜďersĐhüsse iŶ der GKV, die 
zu eiŶeŵ erheďliĐheŶ Teil auf der )uŶahŵe der 
ǀersiĐheruŶgspliĐhigeŶ BesĐhätiguŶgsǀerhält-
Ŷisse ďeruheŶ, zu eiŶer RüĐkŶahŵe der Praǆisge-

ďühreŶ iŶ der GKV geführt haďeŶ. Die ÜďersĐhüsse 
der GKV ergeďeŶ siĐh aus der DifereŶz zǁisĐheŶ 

Einnahmen und Ausgaben. Deshalb halte ich es für 

ausgesproĐheŶ uŶseriös, ǁeŶŶ Sie als BegrüŶduŶg 
für die Beibehaltung der Kdp im Beihilferecht le-

digliĐh die AusgaďeŶeŶtǁiĐkluŶg ďetraĐhteŶ. Ge-

Ŷauso ǁird iŶ deŵ AŶtrag der SPD ǀerfahreŶ: Es 
ǁird ďetoŶt, dass siĐh die BeihilfeausgaďeŶ ǀoŶ 
ϮϬϭϭ auf ϮϬϭϮ uŵ Ϯ,ϰ % ;AkiǀeͿ ďzǁ. Ϯ,ϴ% ;PeŶ-

sioŶäreͿ erhöht haďeŶ. Laut StaisisĐhes JahrďuĐh 
ǀoŶ ϮϬϭϮ/ϮϬϭϯ haďeŶ siĐh die EiŶŶahŵeŶ der 
Freien und Hansestadt im gleichen Zeitraum um 

ϴ,ϲ % erhöht! EŶtspreĐheŶd Ihrer ArguŵeŶtai-

oŶ steht deŵzufolge eiŶ erheďliĐher iŶaŶzieller 
Spielrauŵ für die AďseŶkuŶg der Kdp zur Verfü-

guŶg. Dies ǁird ŶoĐh eiŶŵal uŶterstriĐheŶ durĐh 
PresseďeriĐhte ŵit folgeŶdeŶ ÜďersĐhriteŶ:
NoĐh eiŶŵal ϭϰϱ Mio. ŵehr als erǁartet ;HA 
ϭ.Ϯ.ϮϬϭϮͿ
IŶ deŶ ersteŶ ϵ MoŶateŶ ϰϭϴ Mio. ŵehr als iŵ 
Vorjahr ;Welt Ϯϰ.ϭϬ.ϭϮͿ
Hamburgs Steuereinnahmen erreichen einen 
ŶeueŶ Rekordǁert -ϭ. Halďjahr ϮϬϭϯ ruŶd ϭϭϱ 
Mio. ŵehr als iŵ Vorjahr – ;HA ϮϮ.ϳ.ϮϬϭϯͿ 

Der SPD-FrakioŶ kaŶŶ iĐh Ŷur ŵehr EhrliĐhkeit 
uŶd Wahrhatigkeit iŶ ihrer ArguŵeŶtaioŶ eŵp-

fehleŶ. Aďer auĐh IhŶeŶ dürteŶ diese FakteŶ ďe-

kannt sein. 

ÄhŶliĐhes gilt auĐh für deŶ Verǁeis auf die soge-

nannte Schuldenbremse. Auch Schulden ergeben 

siĐh aus der ŶegaiǀeŶ DifereŶz ǀoŶ EiŶŶahŵeŶ 
und Ausgaben. Und gerade bei den Einnahmen hat 

die FHH als Fiskus MögliĐhkeiteŶ, diese zu erhö-

heŶ, z.B. durĐh eiŶeŶ korrekteŶ Steuerǀollzug. Bei 
deŶ AusgaďeŶ ǁäre eiŶ BliĐk auf die üďerzogeŶeŶ 
Presigeoďjekte hilfreiĐh. IĐh ǁürde es als ausge-

sproĐheŶ sĐhäďig ďetraĐhteŶ, ǁeŶŶ ŵit deŵ Argu-

ment der Schuldenbremse ständig Ansprüche der 

MitarďeiterIŶŶeŶ der FHH gekürzt ǁerdeŶ sollteŶ.
UŶd ŶuŶ ŶoĐh eiŶ Wort zu deŵ ǀoŶ IhŶeŶ ďeige-

fügteŶ AŶtrag der SPD-BürgersĐhatsfrakioŶ:
Das Ziel dieses Antrags steht ja bereits im Be-

tref: „NotǁeŶdigkeit der KosteŶdäŵpfuŶgspau-

sĐhale ďesteht ǁeiter“. Wieso eiŶe FrakioŶ eiŶeŶ 
AŶtrag stellt, ǁeŶŶ ŶiĐhts geäŶdert ǁerdeŶ soll, 
ǀersĐhließt siĐh ŵir. OfeŶsiĐhtliĐh dieŶt der „AŶ-

trag“ ledigliĐh der ŵoralisĐheŶ UŶterstützuŶg der 
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RegieruŶgsarďeit. Ihre Rolle iŵ parlaŵeŶtarisĐheŶ 
SǇsteŵ, die RegieruŶg zu koŶtrolliereŶ, hat die 
SPD-FrakioŶ ofeŶsiĐhtliĐh aufgegeďeŶ.

Völlig ǀerǁirrt hat ŵiĐh, dass Sie ŵir aus der 
VerǁaltuŶg, als Eǆekuiǀe, deŶ AŶtrag der SPD-
FrakioŶ, auf deŶ Sie siĐh iŶ ihrer AďlehŶuŶg ŵei-
Ŷes WiderspruĐh direkt oder iŶdirekt ďezieheŶ, 
ďeifügeŶ. Die SPD-FrakioŶ ŵag siĐh selďst als Re-

gieruŶgsfrakioŶ ďesoŶders ǁiĐhig eŵpiŶdeŶ, iŵ 
parlamentarischen System nimmt sie jedoch keine 

aŶdere FuŶkioŶ eiŶ als die aŶdereŶ FrakioŶeŶ. 
VoŶ der VerǁaltuŶg häte iĐh eiŶe größere Neu-
tralität erǁartet.

Auf der Basis Ihrer ArguŵeŶtaioŶ uŶd ŵeiŶer 
GegeŶarguŵeŶte sehe iĐh der BegrüŶduŶg ŵei-
Ŷes WiderspruĐhs eŶtgegeŶ.

Mit freundlichen Grüßen
Gerhard Brauer

RECHT 2

Verbeamtung und Gesundheit
Bundesverwaltungsgericht

ändert Rechtssprechung

Bislang war bei der Prüfung 
der gesundheitlichen Eignung 
die Rechtslage eindeutig: Vor-
aussetzung für die Übernahme 
in das Beamtenverhältnis 
war, dass mit an Sicherheit 
grenzender Wahrschein-
lichkeit ausgeschlos-
sen werden kann, 
dass vor Erreichen der Alters-
grenze gravierende gesundheit-
liche Probleme auftauchen oder 
eine vorzeitige Pensionierung 
aus gesundheitlichen Gründen 
nötig ist. Damit hatten alle Be-
werber_innen mit chronischen 
Erkrankungen, Psychotherapi-
en oder Allergien Probleme bei 
der Verbeamtung. Sie mussten 
durch Gutachten etc. beweisen, 
dass dem nicht so sein würde. 
Das war schon deshalb schwie-
rig, weil kaum ein Gutachter so 
lange Prognosen stellen konnte.

Nun scheint das Bundesver-
waltungsgericht die Rechtsspre-
chung zu ändern. In zwei Ent-
scheidungen aus Niedersachsen 
hat es, soweit zur Zeit erkennbar, 
seine Meinung geändert. Die 
Entscheidungen lassen drei Ten-
denzen erkennen.

Zum einen muss der Dienst-
herr nun nachweisen, dass ernst-
hafte Erkrankungen oder vorzei-
tige Pensionierungen drohen.

Zum zweiten soll die gesund-

heitliche Eignung für die Verbe-
amtung vorliegen, wenn nach ei-
nem Befund über einen längeren 
Zeitraum (in dem Fall waren es 
acht Jahre) keine Erkrankungen 
oder Befunde aufgetaucht sind.

Und drittens sind in den 
Fällen, in denen zwar keine 
Schwerbehinderung vorliegt, die 
Bewerber aber gesundheitlich 
eingeschränkt sind, diese Ein-
schränkungen wie eine Behin-
derung zu werten. Für Schwer-
behinderte gelten erleichterte 
Kriterien für die Verbeamtung.

Die Urteilsbegründungen lie-
gen noch nicht vor. Derzeit ba-
sieren die Kenntnisse der GEW 
auf der Presseerklärung des 
Bundesverwaltungsgerichts.

Interessierte können nach-
lesen unter: BVerwG 2 
C12.11 – Urteil vom 25. Juli 
2013.

Was ist zu tun?
Angestellte Lehrkräfte, 

die aus gesundheitlichen 

Gründen nicht verbeamtet 
wurden und die Altersgren-
ze von 45 Jahren noch nicht 
überschritten haben, können 
aufgrund der neuen Rechts-
lage einen Antrag auf Über-
nahme in das Beamtenver-
hältnis stellen. Ob die neue 
Rechtslage auf den Einzelfall 
zutrifft, können wir zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht beant-

worten. Es ist sinnvoll, sich 
beraten zu lassen. Am 
besten per Mail an bey-
er@gew-hamburg.de mit 
Kopie an rechtsschutz@
gew-hamburg.de . Sollten 
wir eine große Zahl von 
Anfragen erhalten, wird 
die GEW zusätzlich eine 
Infoveranstaltung anbie-
ten.

ANKE BEYER

Referentin für Rechtsschutz

GEW Hamburg
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